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Architektenrecht. Ein Architekt muss
im Rahmen der Bauüberwachung
nicht überprüfen, ob der ausführende
Unternehmer auch wirklich das
Material einsetzt, das vertraglich
vereinbart wurde.

OLG Köln, Urteil vom 5. Oktober 2016,
Az. 11 U 21/15

Architekt haftet nicht für falsches
Material des Handwerkers
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DER FALL

Der Bauherr baut ein denkmalgeschütztes
Gebäude zueinemMehrfamilienhausum,
wobei er ökologische Vorgaben be-
rücksichtigt. Mit der Planung und Über-
wachung verschiedener Gewerke beauf-
tragt er einen Architekten. Der ausfüh-
rende Unternehmer soll die Holzbalken
mit Hartwachsöl streichen. Dabei verwen-
det er „Bläueschutzgrund“, ein toxisches

Material, wohl um den Befall von Holz-
wurm zu behandeln. Ab 2003 sind die
Wohnungen vermietet. Nach einiger Zeit
kündigen die Mieter wegen Gesundheits-
beeinträchtigungen. Ein Gutachter stellt
fest, dass die Wohnungen belastet sind.
Der Bauherr fordert deshalb 450.000 Euro
für Mietausfall und die Sanierung vom
Architekten und vom Handwerker.
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DIE FOLGEN

Der Architekt muss nicht dafür haften,
dass der Unternehmer das falsche Mate-
rial verwendet hat, entscheidet das OLG
Köln. Eine Nichtzulassungsbeschwerde
weist der BGH im Januar 2019 zurück
(Az. VII ZR 270/16). Zwar muss der Archi-
tekt bei der Überwachung dafür sorgen,
dass das Bauwerk frei von Mängeln ent-
steht, und dazu muss er das tun, was ihm
zumutbar ist. Er hat deshalb darauf zu
achten, dass die Ausführung den aner-
kannten Regeln der Technik, den Plänen
und der Leistungsbeschreibung ent-
spricht. Je wichtiger und schadensträch-

tiger dieArbeiten, desto intensivermuss er
überwachen. Bei handwerklichen Selbst-
verständlichkeiten darf sich der Architekt
bis zu einem gewissen Grad darauf verlas-
sen, dass sie ordnungsgemäß ausgeführt
werden. Es ist auch nicht seine Aufgabe zu
prüfen, ob vertraglich eindeutig bezeich-
netes Material tatsächlich eingesetzt wird.
Erst wenn Zweifel bestehen, ob der Hand-
werker die Vereinbarung einhält, oder
wenn er erkennbar unzuverlässig ist,
besteht Anlass zur Überprüfung. Das war
hier aber nicht der Fall.
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WAS IST ZU TUN?

Das Aufbringen von Hartwachsöl ist eine
handwerkliche Selbstverständlichkeit, die
nicht besonders überwacht werden muss.
Hier aber geht es nicht um die Überwa-
chung der Handwerkerarbeiten, sondern
umdie Frage, ob das richtigeMaterial ver-
wendet wurde. Dabei kann es durchaus
angezeigt sein, sich durch die Vorlage von
Lieferscheinen nachweisen zu lassen,
dass dem so ist - auch wenn das Material
im Vertrag vermeintlich eindeutig ver-

einbart wurde. Das macht es für den
Architekten einfacher, die Mangelfreiheit
bzw. dieMangelhaftigkeit festzustellen. Es
könnte auch in den Leistungskatalog auf-
genommen werden, dass der Architekt
das eingesetzte Material dahin zu über-
prüfen hat, ob es vertragsgemäß ist. Dann
hätte er sich die Lieferscheine zeigen
lassen müssen und würde haften, wenn –
wie hier – fehlerhaftes Material eingesetzt
würde. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwältin
Veronika Thormann

von bethge
immobilienanwälte

Quelle: bethge

Maklerrecht. Eine sogenannte
Vorkenntnisklausel in allgemeinen
Geschäftsbedingungen benachteiligt den
Maklerkunden unangemessen und ist
daher unwirksam. Ihre Verwendung
kann abgemahnt werden.

LG Berlin, Urteil vom 2. Mai 2019,
Az. 52 O 304/18

Vorkenntnisklausel in Makler-AGB
darf abgemahnt werden
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DER FALL

EineMaklerin bot über eine Internetplatt-
form eine Wohnung an. Neben den
Details zur Wohnung hatte sie unter dem
Punkt „Sonstiges“ eine sogenannte Vor-
kenntnisklausel aufgenommen, die lau-
tete: „Sollte Ihnen dieses Angebot bereits
bekannt sein, so bitten wir um schriftliche
Bekanntgabe unter Nennung des Anbie-

ters innerhalb von fünf Tagen nach Erhalt
desAngebots. Solltenwir keineRückäuße-
rung erhalten, ist unser Nachweis als Erst-
nachweis vom Empfänger akzeptiert.“ Ein
Verband zur Bekämpfung unlauteren
Wettbewerbs erwirkte eine einstweilige
Verfügung gegen diese Klausel.
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DIE FOLGEN

Das Landgericht bestätigte die einstwei-
lige Verfügung. Denn in der Internet-
anzeige macht die Maklerin ausdrücklich
klar, dass sie eine Provision verlangt –
damit ist die Annonce als Angebot auf
Abschluss eines Maklervertrags zu wer-
ten. Die Klausel würde dann als allge-
meineGeschäftsbedingung in den Vertrag

einbezogen. Sie benachteiligt den Ver-
tragspartner, also den Maklerkunden,
jedoch unangemessen; sie ist daher
unwirksam und wettbewerbswidrig. Der
Unterlassungsanspruch besteht zu Recht,
entscheidet dasGericht. DieMaklerin darf
die Klausel nicht mehr verwenden.
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WAS IST ZU TUN?

WennMakler allgemeine Geschäftsbedin-
gungen verwenden, sollten sie sicherstel-
len, dass diese den rechtlichen Anforde-
rungen entsprechen. Oftmals meinen
Makler, eine unwirksame Klausel schade
nicht, weil man sich schlimmstenfalls
einfach nur nicht darauf berufen könne.
Diese Ansicht ist riskant. Es besteht näm-
lich ein erhebliches weiteres Problem:
Die Verwendung unwirksamer Klauseln
kann – wie hier – zu Abmahnungenwegen
wettbewerbsrechtlicher Verstöße führen.
Und diese Abmahnungen können teuer
werden. Zu den Vorkenntnisklauseln hat
sich der BGH schon vor geraumer Zeit
positioniert: Sie sind als allgemeine Ge-
schäftsbedingung unwirksam. Nach dem
gesetzlichen Leitbild des Maklervertrags

ist der Auftraggeber nicht verpflichtet,
dem Makler mitzuteilen, dass ihm das
angebotene Objekt bereits bekannt ist.
Eine Klausel, die dem Auftraggeber aber
gerade diese Verpflichtung auferlegt,
weicht zu weit vom gesetzlichen Grund-
gedanken ab. Makler sollten die Vor-
kenntnisklauseln daher aus ihren allge-
meinen Geschäftsbedingungen streichen.
Alternativ können sie aber derartige Ver-
einbarung individuell mit dem Kunden
treffen. Im Übrigen schadet ein Einwand
des Kunden, er kenne das Objekt schon,
ohnehin dann nicht, wenn der Makler
noch zusätzliche Informationen liefert,
die für den Hauptvertragsabschluss we-
sentlich sind, oder wenn er sich vermit-
telnd einsetzt. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwalt
Dr. Karsten Prote

von GTW
Quelle: GTW

Grundstücksrecht. Wird im Exposé der
Anschaffungspreis für eine mitverkaufte
Küche genannt und wird die Summe
Grundlage für eine Ablösezahlung, hat der
Käufer Anspruch auf Schadenersatz, wenn
die Küche in Wirklichkeit billiger war.

OLG München, Urteil vom 9. Oktober 2019,
Az. 20 U 556/19

Wer eine zu hohe Ablöse verlangt,
muss den Schaden ersetzen
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DER FALL

ImOktober 2017 schlossen die Parteien in
diesem Rechtsstreit einen notariellen
Kaufvertrag über ein mit einer Immobilie
bebautes Grundstück. Im Kaufvertrag
wurde unter anderem eine Einbauküche
mit allen Einbaugeräten, die zu diesem
Zeitpunkt vorhanden waren, mitverkauft.
Im Exposé wurde dazu angegeben, dass
der Anschaffungspreis für die Küche im
Jahr 2013bei ca. 25.000Euro gelegenhabe.
Käufer und Verkäufer einigten sich im

Kaufvertrag auf eine Ablösesumme
für die Einbauküche in Höhe von
15.000 Euro. Nach dem Einzug fand der
Käufer aber eine Rechnung, wonach die
Küche nur 12.200 Euro gekostet hatte. Er
verklagte die Verkäuferin auf 12.800 Euro.
Der Betrag ergibt sich aus der Differenz
zwischen dem tatsächlichen Rechnungs-
betrag von 12.200 Euro und dem im Mak-
lerexposé behaupteten Anschaffungspreis
von 25.000 Euro.
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DIE FOLGEN

Die Gerichte sprachen dem Käufer nur
einen Anspruch in Höhe von 7.320 Euro
nebst Zinsen zu. Denn der von der Ver-
käuferin im Exposé genannte Anschaf-
fungspreis ist keine vereinbarte Beschaf-
fenheit nach § 434 Abs. 1 S. 1 BGB und
damit liegt kein Mangel vor. Als Beschaf-
fenheit kann nur das vereinbart werden,
was Inhalt der Urkunde geworden ist.
Auch fehlt der Küche keine Eigenschaft,
die der Käufer laut dem Maklerexposé
erwarten kann (§ 434 Abs. 1 S. 3 BGB).
Dafür müsste der Anschaffungspreis eine
Eigenschaft sein, die der Sache anhaftet.

Dem Kläger steht jedoch Schadenersatz
wegen Verschuldens bei Vertragsschluss
zu. Denn die Verkäuferin hat beim Käufer
eine Fehlvorstellung hervorgerufen. Sie
hätte ihm den wahren Preis nennen müs-
sen. Bei der zu hoch angesetzten Ablöse
handelt es sich um einen Vertrauensscha-
den, den sie ersetzen muss. Dafür kann
der Betrag verlangt werden, um den zu
teuer erworben wurde. Im Kaufvertrag
wurden 60% des angeblichen Anschaf-
fungspreises als Ablöse vereinbart. Dieses
Verhältnis muss auch auf den tatsächli-
chen Kaufpreis angewendet werden.
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WAS IST ZU TUN?

In notariellen Kaufverträgen wird häufig
der Kaufpreisanteil ausgewiesen, der auf
miterworbene Gegenstände entfällt. Hin-
tergrund ist, dass die Parteien damit ent-
sprechende Grunderwerbsteuern sparen
wollen. Macht der Verkäufer in einem
ExposéAngaben, die später zurGrundlage
eines Ablösebetrags werden, der im Kauf-
vertrag fest vereinbart ist, dann müssen

diese zutreffend sein oder zumindest spä-
ter richtiggestellt werden. Erteilt der Ver-
käufer vorsätzlich eine falsche Auskunft,
kann das dazu führen, dass der Käufer An-
spruch auf Schadenersatz hat. Das sollten
Verkäufer beherzigen, wenn sie eine zivil-
rechtliche Inanspruchnahme vermeiden
wollen. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwalt
Dr. Ulrich Leo
von avocado

Rechtsanwälte
Quelle: Immobilien Zeitung

Mietrecht. Stellt der Mieter einen
Mietvertrag und ist dort per Formularklausel
geregelt, dass ihm für die erste
Neuvermietung nach Vertragsende ein
Vormietrecht zusteht, muss sich der
Vermieter daran halten.

OLG Stuttgart, Urteil vom 7. November 2019,
Az. 13 U 215/19

Vormietrecht kann wirksam in
AGB vereinbart werden

... . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

DER FALL

Vermieter und Mieter haben einen Miet-
vertrag geschlossen und dazu ein Ver-
tragsmuster benutzt, das der Mieter stän-
dig verwendet. Dort ist formularvertrag-
lich geregelt, dass er ein Vormietrecht
erhält, wenn nach Beendigung des aktuel-
len Mietvertrags die Räume zum ersten
Mal wieder neu vermietet werden. Das
Vormietrecht wendet die gesetzlichen

Vorkaufregelungen entsprechend an. Das
Mietverhältnis wird beendet und der Ver-
mieter schließt mit einem Konkurrenten
des Mieters einen neuen Mietvertrag ab.
Der erste Mieter macht sein Vormietrecht
geltend, verlangt den Abschluss eines
gleichlautenden Vertrags und will die
Mieträume nicht verlassen. Der Vermieter
klagt auf Räumung.
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DIE FOLGEN

Das OLG Stuttgart weist die Räumungs-
klage ab. Der Senat ist der Auffassung,
dass bereits durch die Ausübung des
Vormietrechts ein neuer Mietvertrag zu-
stande gekommen ist, an den der Vermie-

ter gebunden ist. Die Vormietrechtsklau-
sel ist weder überraschend noch benach-
teiligt sie den Vermieter unangemessen.
Daher ist sie wirksam.
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WAS IST ZU TUN?

Vermieter sollten bei Vertragsschluss
darauf achten, ob in den ihnen vorgeleg-
ten Mietverträgen Vormietrechte enthal-
ten sind. Denn diese sind für eine spätere
Neuvermietung eine erhebliche Belas-
tung: Zunächst muss ein neuer Mietver-
trag mit einem Dritten verhandelt und
unterzeichnet werden. Nach Unterzeich-
nung ist er dem ehemaligenMieter vorzu-
legen. Übt dieser sein Vormietrecht aus,
kommt mit ihm ein weiterer Mietvertrag
zu den neuen Bedingungen zustande. Der
Vermieter hat damit zwei identischeMiet-
verträge abgeschlossen, kann aber nur
einen erfüllen. Will er Schadenersatzan-
sprüche des leer ausgehenden Mieters
vermeiden, muss der Vermieter bei den
Vertragsverhandlungen mitteilen, dass es
ein Vormietrecht gibt. Er muss den Miet-
vertrag mit dem neuen Mieter unter der

auflösenden Bedingung abschließen, dass
dieses Vormietrecht ausgeübt wird. Es ist
naheliegend, dass eine solche Sachlage
die Attraktivität des Objekts nicht steigert.
Denn viele Mieter werden angesichts der
unklaren Situation von Vertragsverhand-
lungen absehen. Eine Reihe von Mietern
wird zudem kein Interesse daran haben,
dass durch die Vorlage unterzeichneter
VerträgeWettbewerbern erfahren, zu wel-
chen Konditionen sie Verträge abschlie-
ßen. Wollen Mieter Vormietrechte ver-
einbaren, sollten sie sie sehr sorgfältig
formulieren und dabei ausschließen, dass
das Vormietrecht u.a. für Neuvermietun-
gen nach berechtigter außerordentlicher
Kündigung des Vermieters und für Fälle,
in denen die in § 544 BGB geregelte
30-jährige Mietzeit überschritten wird,
ausgeübt wird. (redigiert von Anja Hall)

ANZEIGE


